
— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage macht der Kläger fünf Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Verstoß gegen die Begründungspflicht ge­
mäß Art. 296 Abs. 2 AEUV 

— Der Kläger trägt diesbezüglich vor, dass die Kommission 
nicht dargelegt habe, warum sie zwei Fristverlängerungs­
anträge Deutschlands zu einem einheitlichen Antrag zu­
sammengefasst habe. 

— Darüber hinaus habe die Kommission nicht dargelegt, 
warum die Voraussetzungen für eine Fristverlängerung 
nach Art. 2 Abs. 2 der Entscheidung der Kommission 
K(2009) 3900 endg. korr. vom 12. Mai 2009 betreffend 
die staatliche Beihilfe, die Deutschland zur Umstrukturie­
rung der WestLB AG gewähren will (C-43/2008 
[N 390/2008]) (im Folgenden: Entscheidung vom 12. 
Mai 2009), nicht gegeben sein sollen. 

2. Zweiter Klagegrund: Ermessens- und Beurteilungsfehler 

— Der Kläger trägt in diesem Zusammenhang vor, dass die 
Kommission ihre Ermessensentscheidung über die Ge­
währung einer Fristverlängerung auf eine falsche Tatsa­
chenfeststellung stütze. Nach Auffassung des Klägers 
werde dem angefochtenen Beschluss fehlerhaft nur ein 
Fristverlängerungsantrag bis zum 15. Februar 2011 zu­
grunde gelegt bzw. stillschweigend festgestellt, dass über 
einen weitergehenden längerfristigen Antrag nicht mehr 
zu beschließen sei. 

— Ferner macht der Kläger geltend, dass die Kommission 
von der in Art. 2 Abs. 2 der Entscheidung vom 12. Mai 
2009 ausdrücklich vorgesehenen Fristverlängerungsmög­
lichkeit keinen Gebrauch gemacht habe, obwohl deren 
Voraussetzungen gegeben seien. Stattdessen habe sich 
die Kommission auf ein ungeschriebenes Verlängerungs­
recht sui generis berufen, das keine rechtliche Grundlage 
habe und dessen Voraussetzungen im Einzelnen völlig 
unklar seien. 

3. Dritter Klagegrund: Verletzung des Verhältnismäßigkeits­
grundsatzes 

— Der Kläger trägt diesbezüglich unter anderem vor, dass 
der Beschluss der Kommission über die Einstellung des 
Neugeschäfts der Westdeutschen Immobilienbank AG 
nach dem 15. Februar 2011 zu den dadurch verursach­
ten Nachteilen außer Verhältnis stehe. 

4. Vierter Klagegrund: Verletzung des Gleichbehandlungsgrund­
satzes 

— In diesem Zusammenhang wird vorgetragen, dass die 
Kommission in anderen Fällen zur Finanzkrise, in denen 

Finanzinstituten wesentlich höhere Beihilfen gewährt 
worden seien, deutlich längere Fristen für die Veräuße­
rung von Beteiligungen und auch Immobilienfinanzie­
rungsgesellschaften gewährt habe. 

5. Fünfter Klagegrund: Verletzung von Art. 41 Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union und vom Grundsatz 
der ordnungsgemäßen Verwaltung 

— Der Kläger macht im Rahmen des fünften Klagegrundes 
geltend, dass es der Kommission nicht zustehe, von ei­
nem Mitgliedstaat gestellte Anträge entgegen ihrem aus­
drücklichen Wortlaut sowie Sinn und Zweck zu inter­
pretieren und zu bescheiden. 
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Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung K(2010) 7694 endg. der Kommission vom 
9. November 2010 ganz oder teilweise für nichtig zu erklä­
ren, hilfsweise, 

— die verhängte Geldbuße herabzusetzen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Klage gemäß Art. 263 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (AEUV) (früher Art. 230 EG) auf Überprü­
fung und Nichtigerklärung der Entscheidung K(2010) 7694 
endg. der Kommission vom 9. November 2010 in einem Ver­
fahren gemäß Art. 101 AEUV (früher Art. 81 EG), Art. 53 des 
EWR-Abkommens und Art. 8 des Abkommens zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenos­
senschaft über den Luftverkehr (Sache COMP/39.258 — 
Luftfracht), gerichtet an die KLM N.V., hilfsweise, Herabsetzung 
der verhängten Geldbuße gemäß Art. 261 AEUV (früher 
Art. 229 EG). 

Die Klägerin stützt ihre Klage auf vier Gründe.
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1. Erster Klagegrund: Die angefochtene Entscheidung sei nicht 
mit Gründen versehen im Sinne von Art. 296 AEUV und 
Art. 41 Abs. 2 Buchst. c der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union. Hierzu rügt die Klägerin Folgendes: 

— grundlegender Widerspruch zwischen dem verfügenden Teil 
der Entscheidung und der Begründung; 

— Widersprüche zwischen dem verfügenden Teil der Entschei­
dung und der Begründung verhinderten eine wirksame 
Überprüfung der Entscheidung durch den Gerichtshof; 

— Widersprüche und fehlende Klarheit in der Begründung be­
treffend (i) den Umfang der Zuwiderhandlung und die 
Adressaten der Entscheidung, (ii) die Nichtzahlung einer Pro­
vision und (iii) die Einführung des Treibstoffzuschlags ver­
hinderten eine wirksame Überprüfung der Entscheidung 
durch den Gerichtshof; 

— Widersprüche und fehlende Klarheit der Begründung in Be­
zug auf die Anwendung der Leitlinien für die Festsetzung 
von Geldbußen von 2006 und die Verhängung von Geld­
bußen verhinderten eine wirksame Überprüfung der Ent­
scheidung durch den Gerichtshof. 

2. Zweiter Klagegrund: Die Entscheidung sei unter Verstoß ge­
gen das Recht auf ein faires Verfahren im Sinne der Art. 41, 
47, 48, 49 und 50 der Charta der Grundrechte der Europäi­
schen Union erlassen worden. Hierzu trägt die Klägerin Fol­
gendes vor: 

— Die Kommission habe den Anspruch auf rechtliches Gehör, 
den Anspruch auf ein faires Verfahren und die Unschulds­
vermutung gemäß Art. 41 Abs. 2 Buchst. a, Art. 47 und 48 
der Charta dadurch verletzt, dass sie es unterlassen habe, die 
Adressaten zu den verschiedenen Änderungen des Umfangs 
der Sache und der Zahl der Adressaten anzuhören; 

— Verstoß gegen die Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und der 
Verhältnismäßigkeit von Strafen gemäß Art. 49 der Charta 
durch Einbeziehung des vollständigen Umsatzes von KLM 
Cargo in den Wert der Verkäufe nach den Leitlinien für 
die Verhängung von Geldbußen von 2006 und Verletzung 
des Anspruchs auf rechtliches Gehör in diesem Zusammen­
hang; 

— Verstoß gegen die Grundsätze der Gesetzmäßigkeit und der 
Verhältnismäßigkeit von Strafen nach Art. 49 der Charta 
und den Grundsatz ne bis in idem des Art. 50 der Charta 
durch Einbeziehung von Verkäufen außerhalb des EWR in 
den Wert der Verkäufe nach den Leitlinien für die Verhän­
gung von Geldbußen 2006 und durch Verwendung eines 
unterschiedslosen Kriteriums für die Begrenzung dieses 
Werts der Verkäufe, und Verletzung des Anspruchs auf Ge­
hör in diesem Zusammenhang. 

3. Dritter Klagegrund: Die Geldbuße verstoße gegen Art. 101 
AEUV, Art. 23 der Verordnung 1/2003 ( 1 ) und die Leitlinien 
für die Verhängung von Geldbußen von 2006, da 

— die Leitlinien für die Verhängung von Geldbußen von 2006 
die Einbeziehung von Verkäufen nicht zuließen, die nicht 
unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit der Zu­
widerhandlung beim Wert der Verkäufe stünden; 

— die Leitlinien für die Verhängung von Geldbußen von 2006 
es nicht zuließen, sich auf Verkäufe außerhalb des EWR zu 
stützen. 

4. Vierter Klagegrund: Die Festsetzung der Geldbußen gemäß 
den Leitlinien für die Verhängung von Geldbußen von 
2006 sei offensichtlich fehlerhaft und verletze die Grund­
sätze des Vertrauensschutzes, der Verhältnismäßigkeit und 
der Gleichbehandlung. In dieser Hinsicht trägt die Klägerin 
Folgendes vor: 

— Es sei offensichtlich fehlerhaft und verstoße gegen die 
Grundsätze des Vertrauensschutzes, der Verhältnismäßigkeit 
und der Gleichbehandlung, die Ansicht zu vertreten, dass die 
unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit der Zu­
widerhandlung stehenden Verkäufe die gesamten Verkäufe 
von KLM Cargo seien; 

— es sei offensichtlich fehlerhaft und verstoße gegen die 
Grundsätze des Vertrauensschutzes, der Verhältnismäßigkeit 
und der Gleichbehandlung, die Ansicht zu vertreten, dass in 
die unmittelbar oder mittelbar im Zusammenhang mit der 
Zuwiderhandlung stehenden Verkäufe die Verkäufe von KLM 
Cargo außerhalb des EWR einzubeziehen seien; 

— es sei offensichtlich fehlerhaft und verstoße gegen die 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Gleichbehand­
lung, wenn die Schwere der Zuwiderhandlung ohne Verweis 
auf die Art der Zuschläge bestimmt werde und sowohl der 
Wert der Verkäufe als auch die Schwere der Zuwiderhand­
lung unter Zugrundelegung des Gesamtumfangs der Zuwi­
derhandlung bestimmt würden; 

— es sei offensichtlich fehlerhaft und verstoße gegen die 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Gleichbehand­
lung, wenn der Aufschlag auf die Geldbuße („entry fee“) 
ohne Berücksichtigung der Dauer der Zuwiderhandlung fest­
gelegt werde; 

— es sei offensichtlich fehlerhaft und verstoße gegen die 
Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und der Gleichbehand­
lung, die Herabsetzung der Geldbuße wegen Eingreifens der 
Regierung auf 15 % festzusetzen. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 
zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags 
niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. 2003, L 1, S. 1).
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